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Warum braucht Sachsen überhaupt ein neues Polizeigesetz?

Das Gesetz verfolgt zwei Ziele: Zum einen setzt es die Vorgaben des Sächsischen Verfassungs-
gerichtshofs und des Bundesverfassungsgerichts um. Zum anderen erhält die Polizei moderne 
Befugnisse, um auf aktuelle Bedrohungen wie Terrorismus, organisierte Kriminalität, digitale 
Kriminalität, verschlüsselte Kommunikation oder den Einsatz von Drohnen reagieren zu können. 

Bedeutet das Gesetz mehr Sicherheit oder nur mehr Bürokratie?

Das Gesetz schafft einen konkreten Sicherheitsgewinn. Die Polizei erhält neue Instrumente zur 
Bekämpfung schwerer Straftaten und terroristischer Gefahren. Gleichzeitig werden die Vor-
aussetzungen für Eingriffe präziser geregelt, Kontrollmechanismen gestärkt und verfassungs-
rechtliche Vorgaben umgesetzt. Sicherheit und Rechtsstaatlichkeit werden gemeinsam ge-
stärkt.

Darf die Polizei künftig alle Bürger überwachen?

Nein.
Die neuen Befugnisse richten sich nicht gegen die Allgemeinheit. Sie dürfen nur unter den 
jeweils gesetzlich festgelegten Voraussetzungen eingesetzt werden. In vielen Fällen sind kon-
krete Gefahrenlagen, tatsächliche Anhaltspunkte für schwere Straftaten oder richterliche An-
ordnungen erforderlich. Das neue Polizeigesetz schafft keine anlasslose Überwachung der Be-
völkerung, sondern gibt der sächsischen Polizei konkrete Befugnisse an die Hand, in konkreten 
Fällen unter sehr bestimmten Voraussetzungen beispielsweise mittels automatisierter Daten-
analyse tätig zu werden. 

Wie stellt das Gesetz den Ausgleich zwischen Sicherheit und Freiheit sicher?

Das neue Polizeigesetz stärkt nicht nur die Befugnisse der Polizei, sondern setzt zugleich die 
Vorgaben des Sächsischen Verfassungsgerichtshofs und des Bundesverfassungsgerichts um.

Zahlreiche Regelungen des Gesetzes dienen gerade dazu, Eingriffe klarer zu begrenzen und 
rechtssicher auszugestalten. So werden Befugnisse präziser gefasst, Voraussetzungen für 
Maßnahmen konkretisiert und zusätzliche Schutzmechanismen verankert.

Dazu gehören insbesondere klare gesetzliche Eingriffsschwellen, enge Zweckbindungen für die 
Verwendung von Daten,  Dokumentations- und Löschpfl ichten,  richterliche Anordnungen bei 
besonders eingriffsintensiven Maßnahmen sowie Datenschutzkontrollen und parlamentari-
sche Evaluierungen. 

Auch im parlamentarischen Verfahren wurden zahlreiche Regelungen nochmals präzisiert 
und zusätzliche Sicherungen aufgenommen.

Das Gesetz verfolgt deshalb bewusst zwei Ziele zugleich: Es stärkt die Handlungsfähigkeit der 
Polizei bei schweren Gefahrenlagen und schafft gleichzeitig klare rechtliche Grenzen für den 
Einsatz dieser Befugnisse. Sicherheit und Rechtsstaatlichkeit werden damit gleichermaßen ge-
stärkt.

Quellen-TKÜ

Was bedeutet Quellen-TKÜ eigentlich konkret?

Vereinfacht gesagt kann die Polizei künftig verschlüsselte Kommunikation dort erfassen, wo 
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sie noch lesbar ist – nämlich unmittelbar auf dem Smartphone oder Computer des Betroffe-
nen. Kriminelle und Extremisten kommunizieren heute zunehmend über verschlüsselte Mes-
senger-Dienste. Herkömmliche Überwachungsmaßnahmen stoßen deshalb an ihre Grenzen, 
weil Kommunikationsinhalte für die Sicherheitsbehörden nicht mehr klassisch zugänglich sind. 
Die Quellen-TKÜ schließt diese Schutzlücke: Sie überträgt die bewährte Möglichkeit der Tele-
kommunikationsüberwachung in die heutige digitale Kommunikationswirklichkeit. Was früher 
bei Telefonaten über die klassische TKÜ möglich war, wird damit unter den Bedingungen ver-
schlüsselter Messenger-Kommunikation wieder rechtlich und technisch handhabbar.

Darf die Polizei künftig alle Messenger-Nachrichten mitlesen?

Nein.
Die Quellen-Telekommunikationsüberwachung ist nur bei besonders schweren Gefahrenla-
gen zulässig. Sie dient insbesondere der Abwehr terroristischer Straftaten oder von Gefahren 
für besonders gewichtige Rechtsgüter. Sie kommt nicht bei alltäglichen Straftaten oder allge-
meinen Ermittlungen zum Einsatz. 

Warum braucht die Polizei die Quellen-TKÜ?
Kriminelle und Extremisten kommunizieren heute häufi g über Ende-zu-Ende-verschlüsselte 
Messenger-Dienste. Herkömmliche Überwachungsmaßnahmen laufen dadurch ins Leere.

Die Quellen-TKÜ ermöglicht es, Kommunikation am Endgerät zu erfassen, bevor sie verschlüs-
selt oder nachdem sie entschlüsselt wurde. Dadurch können Anschlagsplanungen, terroristi-
sche Netzwerke oder organisierte Kriminalität wirksamer bekämpft werden. 

Automatisierte Datenanalyse

Was bedeutet automatisierte Datenanalyse konkret?
Die Polizei darf künftig Informationen aus verschiedenen bereits vorhandenen Datenbestän-
den automatisiert zusammenführen und auswerten.

Ein Beispiel: In unterschiedlichen Verfahren liegen Informationen zu einer Telefonnummer, ei-
nem Fahrzeug, einer Person und einer Adresse vor. Die automatisierte Datenanalyse kann sol-
che Zusammenhänge erkennen und sichtbar machen, obwohl sie in verschiedenen Systemen 
gespeichert sind. Die Polizei erhält dadurch keine neuen Daten, kann vorhandene Informatio-
nen aber deutlich effi zienter nutzen.

Bedeutet automatisierte Datenanalyse, dass die Polizei neue Daten sammelt?

Nein.
Die automatisierte Datenanalyse dient in erster Linie dazu, bereits vorhandene polizeiliche In-
formationen besser auszuwerten. Es geht darum, bestehende Datenbestände zusammenzu-
führen und Zusammenhänge sichtbar zu machen. Das Gesetz legt ausdrücklich fest, welche 
Daten überhaupt in die Analyse einbezogen werden dürfen.

Zulässig ist insbesondere die Zusammenführung von polizeilichen Vorgangs- und Falldaten, 
Daten aus polizeilichen Auskunftssystemen, Verkehrsdaten,  Daten aus Asservaten sowie Da-
ten aus dem polizeilichen Informationsaustausch. 

Darf die Polizei beliebig Daten von Bürgern automatisier auswerten?

Nein. Das Gesetz bzw. die Einigung der Fraktionen ziehen klare Grenzen ein: So dürfen Daten un-
beteiligter Personen aus der Vorgangsbearbeitung nicht in die automatisierte Datenanalyse 
einbezogen werden. Daten aus Wohnraumüberwachungen sind ausgeschlossen. Weiterhin 
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sind Daten aus besonders eingriffsintensiven Maßnahmen, etwa bestimmten Bodycam-Auf-
zeichnungen aus Wohnungen, für eine automatisierte Analyse ausgeschlossen. Und nicht zu-
letzt dürfen auch biometrische Daten nicht Gegenstand der automatisierten Datenanalyse 
sein. 

Darüber hinaus gelten Zweckbindungen, Dokumentationspfl ichten, Datenschutzkontrollen 
und – bei besonders eingriffsintensiven Anwendungen, etwa dem Einsatz selbstlernender 
Systeme oder der Erstellung von Verhaltensprofi len – zusätzliche richterliche Anordnungen. 
Mit der Schaffung der Befugnis wird das Ziel umgesetzt, bestehende polizeiliche Erkenntnisse 
besser auswerten zu können, nicht neue Datenbestände über Bürgerinnen und Bürger an-
zulegen.

Was bringt die automatisierte Datenanalyse konkret?

Bei schweren Straftaten liegen Informationen oft in unterschiedlichen Systemen vor. Die neue 
Befugnis ermöglicht es, Verbindungen zwischen Personen, Fahrzeugen, Kommunikationsmit-
teln oder Ereignissen schneller zu erkennen.

Dadurch können Täter- und Unterstützernetzwerke besser identifi ziert und Ermittlungen ge-
zielter geführt werden. 

Künstliche Intelligenz

Was bedeutet der Einsatz von KI für die Polizeiarbeit?

Künstliche Intelligenz trifft keine polizeilichen Entscheidungen. Sie dient vielmehr dazu, große 
Datenmengen schneller auszuwerten, Muster zu erkennen oder Ermittler bei komplexen Ana-
lysen zu unterstützen.

Die Entscheidung, ob eine Maßnahme ergriffen wird, trifft weiterhin ein Polizeibeamter und 
nicht ein Algorithmus.

Führt Sachsen eine KI-Massenüberwachung ein?
Nein.
Das Gesetz schafft keine fl ächendeckende KI-Überwachung der Bevölkerung. Es schafft eine 
Rechtsgrundlage für die Entwicklung, das Training und den Einsatz moderner Analysewerkzeu-
ge für die Polizeiarbeit unter strengen Grenzen bis hin zum RIchtervorbehalt

Wofür darf KI in der Polizeiarbeit künftig eingesetzt werden?

Die neue Befugnis erlaubt es der Polizei, moderne Analyse- und KI-Systeme zu entwickeln, zu 
trainieren, zu testen und für die Polizeiarbeit einzusetzen. Ziel ist es, Ermittler bei der Auswertung 
großer und komplexer Datenmengen zu unterstützen.

Solche Systeme können beispielsweise Verbindungen zwischen Personen, Kommunikations-
mitteln, Fahrzeugen oder Orten schneller erkennen, Hinweise auf bislang unbekannte Täter-, 
Unterstützer- oder Finanzierungsnetzwerke sichtbar machen, Auffälligkeiten und Muster in gro-
ßen Datenbeständen identifi zieren,  Ermittlungsansätze aufzeigen, die bei einer rein manuellen 
Auswertung möglicherweise übersehen würden,  sowie Polizeibeamte bei komplexen Auswer-
tungen entlasten, indem die Bearbeitung umfangreicher Verfahren beschleunigt wird. 

Die Befugnis schafft damit die Voraussetzung, dass die Polizei moderne Analysewerkzeuge 
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nutzen kann, wie sie in vielen anderen Bereichen längst eingesetzt werden. Sie ermöglicht je-
doch keine automatisierten polizeilichen Entscheidungen. Gleichzeitig enthält das Gesetz um-
fangreiche Schutzmechanismen. Die Systeme dürfen nur auf gesetzlich zugelassene Daten-
bestände zugreifen. Besonders sensible Daten unterliegen zusätzlichen Beschränkungen. Der 
Einsatz der Systeme muss dokumentiert und nachvollziehbar sein; sogenannte „Black-Box-
Entscheidungen“ ohne Überprüfbarkeit sind ausgeschlossen. Für besonders eingriffsintensive 
Anwendungen – etwa die Erstellung von Verhaltensprofi len oder den Einsatz selbstlernender 
Systeme – gelten zusätzliche rechtliche Hürden bis hin zum Richtervorbehalt. Die Entscheidung 
über polizeiliche Maßnahmen verbleibt stets beim Menschen. 

Wichtig: Die Entscheidung über polizeiliche Maßnahmen trifft weiterhin ein Mensch. KI-Systeme 
liefern Hinweise und Analyseergebnisse, sie ersetzen keine Ermittler und keine richterlichen Ent-
scheidungen.

Biometrische Identifi zierung

Bedeutet das Gesetz Gesichtserkennung für alle Bürger?

Nein.
Eine biometrische Echtzeit-Fernidentifi zierung ist nur in eng begrenzten Ausnahmefällen zuläs-
sig. Sie kommt insbesondere zur Abwehr terroristischer Gefahren oder zur Suche nach Opfern 
von Entführungen, Menschenhandel oder sexueller Ausbeutung sowie nach vermissten Perso-
nen in Betracht. 

Wird der öffentliche Raum künftig permanent biometrisch überwacht?

Nein.
Das Gesetz erlaubt keine allgemeine oder anlasslose biometrische Überwachung des öffent-
lichen Raums.

Vielmehr darf die biometrische Echtzeit-Fernidentifi zierung nur in eng begrenzten Ausnahme-
fällen eingesetzt werden. Nach der Einigung zwischen CDU, SPD und BSW ist sie ausschließlich 
zulässig 

1. zur Abwehr terroristischer Gefahren, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass 
eine Person eine terroristische Straftat begehen wird oder ihr Verhalten die konkrete Wahr-
scheinlichkeit einer solchen Tat begründet, 

2. zur Suche nach Opfern von Entführungen, Menschenhandel oder sexueller Ausbeutung, 

3. zur Suche nach vermissten Personen
Zudem darf der Abgleich nicht mit beliebigen Datenbanken erfolgen. Zulässig ist ausschließ-
lich der Abgleich mit den polizeilichen Auskunfts- und Fahndungssystemen. 

Für den normalen Alltag bedeutet das: Wer sich in einer Fußgängerzone, auf einem Stadtfest 
oder im öffentlichen Raum bewegt, wird nicht automatisch biometrisch erfasst oder identifi -
ziert. Die Befugnis ist auf wenige, besonders gewichtige Gefahrenlagen beschränkt.

Wichtig: Die biometrische Echtzeit-Fernidentifi zierung dient nicht der allgemeinen Kriminali-
tätsbekämpfung, sondern ausschließlich der Abwehr besonders schwerer Gefahren sowie 
dem Schutz und der Suche besonders gefährdeter Personen.

www.cdu-fraktion-sachsen.de
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Intelligente Videoüberwachung und biometrische Echtzeit-Fernidentifi zierung

Wird künftig die sächsische Bevölkerung allgemein automatisch überwacht?

Nein.
Das Gesetz schafft keine allgemeine oder anlasslose Überwachung der Bevölkerung.
Die intelligente Videoanalyse darf nur dort eingesetzt werden, wo eine Videoüberwachung be-
reits nach geltendem Polizeirecht zulässig ist. Sie erweitert also nicht die Orte, an denen über-
wacht werden darf, sondern verbessert lediglich die Auswertung bereits erhobener Bilddaten. 

Die Polizei erhält damit kein Instrument zur fl ächendeckenden Überwachung des öffentlichen 
Raums. Vielmehr sollen Gefahrenlagen an besonders sensiblen Orten (= sog. „kriminogene Orte“) 
schneller erkannt und Einsatzkräfte frühzeitiger informiert werden.

Was bedeutet „intelligente Videoanalyse“ konkret?

Bei der klassischen Videoüberwachung müssen Bildaufnahmen durch Polizeibeamte beob-
achtet oder nachträglich ausgewertet werden.

Die intelligente Videoanalyse unterstützt die Polizei dabei, bestimmte sicherheitsrelevante Er-
eignisse automatisiert zu erkennen. Dazu können beispielsweise das Erkennen von Waffen oder 
anderen gefährlichen Gegenständen, das Erkennen bestimmter Gefahrensituationen, die früh-
zeitige Identifi zierung von sicherheitsrelevanten Vorfällen in überwachten Bereichen sowie die 
automatische Alarmierung von Einsatzkräften bei bestimmten Ereignissen gehören.

Die Technik ersetzt dabei keine polizeiliche Entscheidung. Sie liefert lediglich Hinweise, die an-
schließend durch Polizeibeamte bewertet werden.

Praktisch bedeutet das: Die Polizei kann schneller auf Gefahren reagieren und vorhandene Ein-
satzkräfte gezielter einsetzen.

Bedeutet intelligente Videoanalyse automatisch Gesichtserkennung?

Nein.
Intelligente Videoanalyse und biometrische Identifi zierung sind zwei unterschiedliche Befugnisse 
mit unterschiedlichen Zweckbindungen:  Die intelligente Videoanalyse dient dazu, bestimmte 
Ereignisse, Gegenstände oder Gefahrensituationen zu erkennen. Die biometrische Identifi zierung 
dient hingegen dazu, Personen anhand biometrischer Merkmale – beispielsweise anhand von 
Gesichtsmerkmalen – zu identifi zieren.

Für die biometrische Identifi zierung gelten deutlich strengere Voraussetzungen als für die intel-
ligente Videoanalyse. Die Möglichkeit, Gefahrenlagen automatisiert zu erkennen, bedeutet nicht 
zugleich die Befugnis, Personen automatisiert zu identifi zieren.

Darf die Polizei künftig jede Überwachungskamera mit Gesichtserkennung ausstatten?

Nein.
Die biometrische Echtzeit-Fernidentifi zierung wurde durch die Einigung der Fraktionen ausdrück-
lich auf wenige eng begrenzte Ausnahmefälle beschränkt.

Sie ist nur zulässig zur Abwehr terroristischer Gefahren,  zur Suche nach Opfern von Entführungen, 
zur Suche nach Opfern von Menschenhandel oder sexueller Ausbeutung sowie zur Suche nach 
vermissten Personen. 
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Zudem darf der Abgleich ausschließlich mit den polizeilichen Fahndungs- und Auskunftssyste-
men erfolgen. Eine allgemeine Gesichtserkennung aller Passanten sieht das Gesetz ausdrücklich 
nicht vor.

Drohnenabwehr

Warum braucht die Polizei überhaupt neue Befugnisse zur Drohnenabwehr?

Drohnen werden zunehmend zur Ausspähung von Einsatzlagen, zur Überwachung kritischer Inf-
rastruktur, zur Störung von Veranstaltungen oder zur Vorbereitung von Straftaten eingesetzt. Die 
technischen Möglichkeiten entwickeln sich dabei deutlich schneller als die bisherigen rechtli-
chen Grundlagen.

Mit dem neuen Polizeigesetz erhält die Polizei erstmals ein ausdrückliches und rechtssicheres 
Instrumentarium, um auf solche Gefahren reagieren zu können. Dadurch wird eine bislang be-
stehende Sicherheitslücke geschlossen und die Polizei in die Lage versetzt, auf eine Bedrohungs-
form zu reagieren, deren Bedeutung in den kommenden Jahren weiter zunehmen wird.

Darf die Polizei künftig jede Drohne vom Himmel holen?

Nein. 
Das Gesetz schafft keine allgemeine Befugnis, beliebige Drohnen außer Betrieb zu setzen.

Ein Einschreiten ist nur zulässig, wenn von der Drohne eine konkrete Gefahr ausgeht oder Tat-
sachen die Annahme rechtfertigen, dass sie zur Vorbereitung oder Begehung von Straftaten ge-
nutzt wird. Zudem müssen die polizeilichen Maßnahmen erforderlich und verhältnismäßig sein.

Die neuen Befugnisse richten sich insbesondere gegen Drohnen, die beispielsweis Einsatzlagen 
ausspähen, kritische Infrastruktur gefährden, den Luftverkehr beeinträchtigen, verbotene Ge-
genstände transportieren, Veranstaltungen oder öffentliche Einrichtungen bedrohen oder zur 
Vorbereitung schwerer Straftaten eingesetzt werden.

Bodycam

Darf die Polizei künftig Wohnungen mit Bodycams überwachen?

Nein.
Die Bodycam wird nicht zur Überwachung von Wohnungen eingesetzt. Sie darf nur in eng be-
grenzten Gefahrensituationen eingesetzt werden, insbesondere zum Schutz von Polizeibeamten 
und Dritten bei gefährlichen Einsatzlagen.

Eine dauerhafte oder heimliche Überwachung von Wohnungen wird dadurch nicht ermöglicht. 
Die Einigung der Fraktionen stellt zudem ausdrücklich klar, dass mit dem Einsatz keine Überwa-
chung der Wohnung verbunden sein darf. 

Warum wird die Bodycam auf Wohnungen ausgeweitet?

Viele besonders gefährliche Polizeieinsätze fi nden in Wohnungen statt, beispielsweise bei Fällen 
häuslicher Gewalt.

Die Bodycam dient dort dem Schutz von Einsatzkräften, der Deeskalation von Konfl ikten und der 
Beweissicherung.

www.cdu-fraktion-sachsen.de
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Schutz vor häuslicher Gewalt

Was verbessert das Gesetz beim Schutz von Opfern häuslicher Gewalt?

Der ursprüngliche Gesetzentwurf sah vor, Wohnungsverweise und Kontaktverbote grundsätzlich 
für bis zu 14 Tage aufrechtzuerhalten.

Mit der Einigung wurde dieser Zeitraum auf bis zu 30 Tage verlängert. Damit erhalten Betroffene 
deutlich mehr Zeit, gerichtlichen Schutz nach dem Gewaltschutzgesetz zu beantragen und wei-
tere Hilfsangebote in Anspruch zu nehmen. 

Warum ist das wichtig?

Die Zeit unmittelbar nach einem Polizeieinsatz ist für Betroffene häufi g besonders gefährlich. 
Längere Schutzzeiträume geben Opfern die Möglichkeit, gerichtlichen Schutz zu beantragen und 
weitere Hilfsangebote in Anspruch zu nehmen.

Rechtsstaatliche Schranken im neuen Polizeigesetz

Bedeutet das Gesetz einen Paradigmenwechsel im Polizeirecht?

Nein.
Die Grundprinzipien des Polizeirechts bleiben unverändert: Verhältnismäßigkeit, Zweckbindung, 
richterliche Kontrolle und Datenschutz gelten weiterhin.

Neu ist vielmehr, dass die Polizei dort zusätzliche Befugnisse erhält, wo sich Kriminalität und Ge-
fahrenlagen in den vergangenen Jahren besonders stark verändert haben – insbesondere im 
digitalen Raum und bei der Bekämpfung schwerer Kriminalität.

Wer kontrolliert die neuen Befugnisse?

Die neuen Befugnisse unterliegen gesetzlichen Eingriffsschwellen, Dokumentations- und Lösch-
pfl ichten, Datenschutzkontrollen, parlamentarischen Evaluierungen sowie in zahlreichen Fällen 
richterlichen Anordnungen oder richterlicher Kontrolle. Das Gesetz schafft deshalb keine rechts-
freien Räume, sondern klare und überprüfbare Regeln für moderne Polizeiarbeit. 

Warum wurde der ursprüngliche Gesetzentwurf noch einmal geändert?

Im parlamentarischen Verfahren wurden die Vorschläge der Sachverständigen, Hinweise aus 
der Anhörung sowie die Ergebnisse der Verhandlungen zwischen den Fraktionen aufgegriffen.

Ziel war es, die neuen Befugnisse rechtssicher auszugestalten, bestehende Regelungen zu prä-
zisieren und den Schutz von Grundrechten dort zu stärken, wo dies sinnvoll und erforderlich 
war. Die wesentlichen Modernisierungsschritte des Gesetzes bleiben dabei erhalten. Die Polizei 
erhält weiterhin alle zentralen neuen Befugnisse, die für eine moderne Gefahrenabwehr und 
Kriminalitätsbekämpfung erforderlich sind. 

Wurden durch die Einigung wichtige Befugnisse gestrichen?

Nein.
Die zentralen neuen Befugnisse des Gesetzes bleiben bestehen. Dazu gehören insbesondere:

• die Quellen-Telekommunikationsüberwachung, 
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• die automatisierte Datenanalyse, 
• moderne Analyse- und KI-Werkzeuge, 
• biometrische Identifi zierungsverfahren, 
• intelligente Videoanalyse, 
• die Drohnenabwehr, 
• verbesserte Schutzmaßnahmen bei häuslicher Gewalt. 

Die Einigung dient vor allem der Präzisierung einzelner Regelungen und der zusätzlichen Absicherung 
besonders eingriffsintensiver Maßnahmen. 

Warum war die Einigung notwendig?

Ein modernes Polizeigesetz braucht eine breite parlamentarische Grundlage. Gleichzeitig mussten die 
Vorgaben des Verfassungsgerichtshofs umgesetzt werden.

Die Einigung verbindet beides: Sie sichert die neuen Befugnisse für die Polizei und sorgt zugleich für zu-
sätzliche Klarstellungen und Kontrollmechanismen.

Warum ist das Gesetz ein Sicherheitsgewinn für Sachsen?

Weil die Polizei künftig dort wirksamer handeln kann, wo sie bislang an rechtliche oder technische 
Grenzen gestoßen ist.

Das gilt insbesondere für verschlüsselte Kommunikation, komplexe Täternetzwerke, moderne Fahn-
dungsmethoden, den Schutz vor Drohnen sowie den Schutz von Opfern häuslicher Gewalt.

Gleichzeitig werden die Vorgaben der Gerichte umgesetzt und die Befugnisse auf eine verfassungs-
feste Grundlage gestellt. Sicherheit und Rechtsstaatlichkeit werden damit gleichermaßen gestärkt.
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